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Fachbereich Offentliche Sicherheit und Ordnung
DER LANDRAT

Der Landkreis Gottingen erlasst folgende

Allgemeinverfiigung

Der Landkreis Gottingen erlasst aufgrund der §§ 1, 2, 17 Niedersach-
sisches Polizei- und Ordnungsbehérdengesetz (NPOG) vom
19.01.2005 (Nds. GVBI. 2005, S. 9), zuletzt geéndert durch Gesetz
vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. 2022, S. 589), fir das Gebiet des Land-
kreises Gottingen folgende

Allgemeinverfiigung

zur Durchsetzung eines Betretungs- und Aufenthaltsverbotes zum
Schutz der freien Landschaft sowie des bestehenden Landschafts-
schutzgebietes Harz.

1. Das in der Anlage farblich gekennzeichnete Gebiet in den Land-
kreisen Goslar und Géttingen wird, soweit es das Gebiet des
Landkreises Gottingen betrifft, ab dem 14.08.2024 ab 12:00 Uhr
bis zur Aufhebung dieser Allgemeinverfliigung, langstens jedoch
bis zum 20.08.2024 — 24.00 Uhr, zur Sperrzone erklart. Vorbe-
haltlich der Ausnahmen gem. Ziffer 2 dieser Allgemeinverfiigung
ist es jeder Person verboten, die Sperrzone in dieser Zeit zu be-
treten, zu befahren, zu bereiten oder sich sonst innerhalb der
Sperrzone aufzuhalten.

2. Zutritt zu der Sperrzone haben nur die Bediensteten und Beauf-
tragten der Landkreise Goslar und Gottingen, die Einsatzkrafte
der Polizei, der Feuerwehr und des Rettungsdienstes sowie Be-
dienstete der Niedersachsischen Landesforsten und von diesen
beauftragten Personen. Zutritt haben ferner die értlich zur Jagd
berechtigten Personen. Zutritt zur Sperrzone haben auerdem
Grundstiickseigentiimer, Pachter und ortsansassige Landwirte,
soweit sie innerhalb der Sperrzone Bewirtschaftungsmalnah-
men auf eigenem Grund oder gepachteten Flachen durchfiihren.

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1. dieser Allgemeinverfligung
wird im &ffentlichen Interesse nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 4
der Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) vom 19.03.1991
(BGBI. | S. 686), zuletzt geandert durch Gesetz vom 15.07.2024
(BGBI. 1 2024 Nr. 237), angeordnet.

4. Fir den Fall der Nichtbeachtung des in der Ziffer 1. verfligten
Betretungs- und Aufenthaltsverbotes wird die Durchsetzung mit-
tels unmittelbaren Zwanges angedroht.

Hinweise:
Bei der Verfugung gem. Ziffer 1. handelt es sich um eine vollziehbare
Anordnung nach § 17 NPOG. Gem. § 49 a Abs. 1 NPOG handelt
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2.

ordnungswidrig, wer gegen diese vollziehbare Anordnung verstofit. Die Ordnungswidrigkeit
kann mit einer Geldbul3e bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

Nach § 18 Abs. 1 Nr. 3 NPOG kdnnen der Landkreis Gottingen und die Polizei eine Person
in Gewahrsam nehmen, wenn dies unerl3sslich ist, um eine Platzverweisung nach § 17
NPOG durchzusetzen (Unterbindungsgewahrsam). Nach §§ 19, 20 und 21 Satz 2 Nr. 3
NPOG kann das Amtsgericht Osterode am Harz auf Antrag anordnen, dass der Gewahrsam
bis zum Ende der Geltungsdauer der Allgemeinverfiigung, maximal jedoch 6 Tage andauert.

Diese Allgemeinverfiigung berihrt nicht die ohnehin bestehenden gesetzlichen Ge- und Ver-
bote im betroffenen Gebiet.

Begrindung:
Die sachliche und ortliche Zustandigkeit des Landkreises Géttingen zum Erlass dieser Allge-

meinverfugung ergibt sich aus §§ 1, 97 Abs. 1 und 100 Abs. 1 NPOG sowie §§ 31 und 43
Niedersachsisches Gesetz liber den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG).

Zu Ziffer 1.:

Das Betretungs- und Aufenthaltsverbot beruht auf § 17 Abs. 1 NPOG. Demnach kénnen die
Verwaltungsbehdrde und die Polizei zur Abwehr einer Gefahr jede Person vortbergehend
von einem Ort verweisen oder ihr voribergehend das Betreten eines Ortes verbieten.

Eine Gefahr liegt vor, wenn eine Sachlage besteht, bei der die hinreichende Wahrscheinlich-
keit besteht, dass in absehbarer Zeit ein Schaden fiir die &ffentliche Sicherheit oder Ordnung
eintreten wird.

Durch das derzeit wilde Campieren einer grofen Anzahl von Mitgliedern oder Sympathisan-
ten der sogenannten ,Rainbow-Family“, die Errichtung von Feuerstellen, das Verrichten
menschlicher Notdurft in der Landschaft ohne Entsorgungsmaglichkeit und die Beeintrachti-
gung der Infrastruktur durch das Abstellen und Bewegen von Fahrzeugen auf den Wegen ist
ein Verstold gegen waldrechtliche und landschaftsschutzrechtliche Vorschriften sowie eine
Beeintrachtigung des Landschaftsschutzgebietes Harz sowie der ordnungsgemafRen Land-
und Forstwirtschaft bereits jetzt gegeben. Darliber hinaus werden Feuerwehrfahrzeuge und
Fahrzeuge des Rettungsdienstes im Einsatzfall behindert. Dieser Zustand wird durch den
Zulauf weiterer Personen noch intensiviert werden.

Gem. § 27 NWaldLG ist das Aufstellen von Wohnwagen und Wohnmobilen sowie der Auf-
enthalt in Zelten, Wohnmobilen und Wohnwagen nicht gestattet. Mindestens seit dem
11.08.2024 wird dieses Verbot seitens des oben genannten Personenkreises vermehrt unter-
laufen. Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass sich dieser Zu-
stand nach einem Aufruf der ,Rainbow Family* zu einem ,Gathering” an diesem Ort mit meh-
reren Tausend Personen verstetigt. Die erhebliche Belastung der Landschaft wird durch die
fehlende Entsorgungsmoglichkeit menschlicher Notdurft in diesem Bereich noch verstarkt.
AuBerdem stellen die Fahrzeugbewegungen und -abstellstandorte einen starken Eingriff in
Flora und Fauna sowie eine Behinderung der Infrastruktur fir Land- und Forstwirtschaft dar.

Zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allgemeinverfiugung wurden bereits diverse weit in der
Flache verteilte, unterschiedlich groRe Feuer festgestellt. Als weiterer Héhepunkt dieses ge-
planten mehrwdchigen Treffens, welches aufgrund der Dauer eine zusatzliche Stérung be-
deutet, ist ein groRes ganztagiges Ritual-Feuer, welches fir die Nacht vom 19.08.2024 auf
den 20.08.2024 angekundigt ist. Derartige Handlungen verstoRen gegen § 35 Abs. 1 S. 1
NWaldLG. Sie stellen mit der hinreichenden Wahrscheinlichkeit des Ausbreitens von Feuer
auf das umliegende Gelande und illegal errichtete Lagerstatten die Méglichkeit eines Fla-
chen- oder Waldbrandes dar.

AMTSBLATT FUR DEN LANDKREIS GOTTINGEN 12.08.2024 Nr.35 Seite 851




3.

Die Grundsatze des pflichigemalien Ermessens und der VerhaltnismaRigkeit werden mit die-
ser Allgemeinverfiigung gewahrt. Das Betretungs- und Aufenthaltsverbot in dem gekenn-
zeichneten Bereich zum Schutz der freien Landschaft im Sinne von § 2 Abs. NWaldLG sowie
des bestehenden Landschaftsschutzgebietes Harz ist geeignet, erforderlich und angemes-
sen, um die oben genannten Gefahren abzuwehren. Der gekennzeichnete Bereich wurde
unter Berlcksichtigung der aktuell durch den oben genannten Personenkreis belegten sowie
die bereits fur den weiteren Zulauf in Betracht gezogenen Gebiete festgelegt.

Bei der Ermessenserwagung ist weiterhin berilicksichtigt, dass die Teilnehmenden an dem
.Gathering® bereits mehrfach behordlichen Anordnungen wie z. B. dem Beenden des illega-
len Campierens, dem Léschen illegalen Feuers oder dem Verbot des illegalen Befahrens von
Wegen nicht Folge geleistet haben. Aus der Gruppe heraus wurde behdrdlichen Vertretern
vielmehr mitgeteilt, dass das Loschen einer zentralen Kochstelle dazu fuhren wird, dass Teil-
nehmende viele dislozierte Feuerstétten errichten. Dies zeigt die Uneinsichtigkeit und Ableh-
nung von Anordnungen der Teilnehmenden an dem ,Gathering”. Angesicht des Umfangs
dieser nicht angemeldeten und unibersichtlichen Zusammenkunft besteht bereits jetzt Ge-
fahr fiir Leib und Leben. Letzteres nicht nur fir die Teilnehmenden, sondern auch flir etwaige
Einsatzkrafte, die zu Einsatzen gerufen werden, so dass diese Allgemeinverfligung erforder-
lich ist. Ein besonderer Fokus liegt hierbei auch auf Kleinkindern und Kindern innerhalb der
Gruppe, die vor Gefahren zu schitzen sind.

Insbesondere aufgrund einer mdéglichen Infektionsgefahr, welche sich taglich durch unzu-
reichende Hygienemadglichkeiten verscharfen wird, und der angesprochenen Brandlast ist
eine erhohte Einsatzwahrscheinlichkeit fiir Rettungseinsatze gegeben. Sollte es zu einem
Einsatz z. B. aufgrund eines Massenanfalls von Verletzten kommen, so ist die Situation die
die Teilnehmenden des ,Gatherings” herbeigeflihrt haben, nicht beherrschbar. Schon jetzt
kommen Einsatzkréfte nicht an jede Einsatzstelle im betroffenen Gebiet.

Ein milderes Mittel, wie das Anbieten von Ausweichflachen mit geeigneteren Sicherheitsas-
pekten wurde im Zusammenwirken mit den Hauptverwaltungsbeamten der Kommunen in
den Landkreisen geprift. Entsprechende Flachen konnten jedoch nicht identifiziert werden.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Allgemeinverfiigung ergibt sich aus § 41 Abs. 3, 43 Abs.
1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1Niedersachsisches
Verwaltungsverfahrensgesetz (NVWVfG). Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG tritt die Verfligung am
14.08.2024 um 12:00 Uhr in Kraft.

Zu Ziffer 2.:

Von dem Betretungs- und Aufenthaltsverbot sind die in Ziffer 2. genannten Personenkreise
ausgenommen. Fur Jagdausiibungsberechtigte bzw. fur Landwirte gilt dies allerdings nur,
sofern diese einen Bezug zu Flachen bzw. MaRnahmen innerhalb der Sperrzone haben.

Zu Ziffer 3.:

Die Anordnung des sofortigen Vollzugs nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO ist im besonde-
ren offentlichen Interesse geboten, da hier der Schutz der Belange der Allgemeinheit die In-
teressen der einzelnen Betroffenen am Verbleib in der Sperrzone Gberwiegt.

Das offentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung besteht darin, dass einerseits hier der
Schutz der freien Landschaft sowie des Landschaftsschutzgebietes, insbesondere vor dem
Campieren von mehreren Tausend erwarteten Teiilnehmern mit offenen Feuerstellen (Lager-
und Kochfeuer), die fehlende Entsorgungsmaglichkeit von Fakalien sowie der Schutz von
Leib und Leben der Teilnehmenden und Rettungskréfte in der Abwagung hohe Schutzgiiter
sind. Demgegenliber muss das private Interesse an einem Betreten des Gebietes und an der
Ausschépfung von Rechtsbehelfsmoglichkeiten zuriickstehen.
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Durch die Missachtung des Betretungsverbotes besteht zudem die groRe Gefahr, dass der
Schutz der freien Landschaft und des Landschaftsschutzgebietes Harz misslingen und die
Beseitigung der gegenwartigen Gefahr fur die offentliche Sicherheit und Ordnung sowie Leib
und Leben nicht erreicht werden kann. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist geeig-
net, den Platzverweis sofort und ohne zeitliche Verzégerung eintreten und auch fur die
Dauer eines maéglichen Rechtsstreites sofort wirksam werden zu lassen. Die Anordnung ist
auch erforderlich, weil keine anderen geeigneten Mittel zeitnah zum gleichen Erfolg flhren
wirden. Eine aufschiebende Wirkung einer Klageerhebung wiirde dazu flihren, dass bei
Fortbestehen der Stérungen der Schutzzweck entfiele. Dies kann aufgrund der vorliegenden
Gefahrenlage nicht hingenommen werden.

Im Rahmen der Gefahrenabwehr kann deshalb nicht hingenommen werden, dass durch die
Einlegung eines Rechtsmittels eine aufschiebende Wirkung eintritt.

Zu Ziffer 4:

Die Androhung eines unmittelbaren Zwangs beruht auf den 8§ 70, 65, 69 NPOG. Nur die An-
drohung (und ggf. Anwendung) des Zwangsmittels des unmittelbaren Zwangs lasst einen
rechtzeitigen Erfolg erwarten. Dies bedeutet: Wer gegen das Betretungsverbot verstolien
sollte, muss damit rechnen, durch korperliche Mainahmen aus dem betroffenen Bereich ent-
fernt zu werden. Ein gleich wirksames Zwangsmittel, welches genauso effektiv wie der un-
mittelbare Zwang ware, jedoch durch Rechte der Betroffenen nur in geringerem Mal3e beein-
trachtigen wirde, ist nicht ersichtlich. Insbesondere wirde die blofRe Androhung der Festset-
zung von Zwangsgeldern zu einer nicht hinnehmbaren Verzogerung der Durchsetzung flih-
ren.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfiigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Géttingen, Berliner Str. 5, 37073 Goéttingen, erhoben werden.

Hinweise: Die Klage gegen die Allgemeinverfiigung hat wegen der Anordnung der sofortigen
Vollziehung keine aufschiebende Wirkung.

Fir den Fall der Durchfiihrung eines unmittelbaren Zwangs kann ein gesonderter Kostenbescheid
gegeniber dem Stoérer der MaRnahme ergehen.

In Vertretung

gez. Dornieden
Marlies Dornieden
Kreisratin

AMTSBLATT FUR DEN LANDKREIS GOTTINGEN 12.08.2024 Nr.35 Seite 853




Sperrgebiet

7 \1\\\/{/7&:\%”\\&\» ( akﬁ./m\\\;
Niedersachsische™"g € A ﬁ
Landesforsten

98'/G6°6£LS

Seite 854

GLNNi gchsi L

) Q
2 X S
\ ﬁ._ = o)
O

-, .o .,m Q\

Ny
7
&

AN A 2 / H
W 509 o s 7 : ; L QAU == W v &
y 3 = o - b =
A _—5 77/ 2T __ 2, / / -t :
e @ /I @A\ ] V) S | ; = A % 2
G / & L, ~ 27 ! , > o & §¢
= ) v 2\ 7 & = A E= 7 X
7/ 20 A \ = 3 : oy P\, 25
= 114 A \_ 274688 N NN T 523, —gllie \ it
// ; PLa\ B\ " b > S5
\ & 490 4 / / ( : RN Y - o PR rinzenteic =Y 48 $£5
— /A S; / ) 7 =50\ { ! £83
; ) i /. <7 N Ak 3 - - \ ) > G Wﬂm
i = N X A A =S \ z 7 2 ——— <ol
(o) 4 A s A 4 s Newo
D <’/ w2 . < 83
— . S
— o q \ & B oAy /5 A i/ 22
e 3 { SO ) o 5 \ y k]
= l.l\.\n\’# i / \ A & i 2 i
S gl\\' — O & / 7 7 i / o8
= % N { 5 5 Wz A 2 W 7 7 A 5.
A \& . \ d i g K ™ i 7
A - N > L e
XS o O A o7 A > \! A
= — B4 st > & 7 3 P
—— = )2 4 = A [ \a855-<@ \ 2 A
: 185,0 7 A / e i 7 \
480 A » Z NS / p A
S AN 7 A 5

=

n
(30}

-
2
<
N
(=}
)
0
e~
N
L
4
L
O
=
[
-
‘Q
O
4,
L
o
x
(a)]
2
<
-
<
wl
(a]
o
=
L
-
-
<
—
a]
(%)
e
=
<

h\
¥6'698°S€L'S

3 1 > = Z Z
585.390,58 591.367,20
12.08.2024 20:48:10




	Deckblatt
	Inhalt
	A. Veröffentlichungen des Landkreises
	./.
	Allgemeinverfügung zur Durchsetzung eines Betretungs- und Aufenthaltsverbotes zum Schutz der freien Landschaft sowie des bestehenden Landschaftsschutzgebietes Harz (./. vom 12.08.2024)
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5




